
freiungsgründen des § 82 des Vertragsgesetzes. Damit 
gelten hinsichtlich der betrieblichen Verantwortlichkeit 
für Schadenszufügung künftig im Zivil- und Wirt­
schaftsrecht nahezu einheitliche Voraussetzungen.
Die genannten Maßstäbe gelten auch für Schaden­
ersatzpflichten infolge Verletzung vertraglicher Pflich­
ten (§ 93). Damit werden ein einheitliches zivilrecht­
liches Gefüge der materiellen Verantwortlichkeit der 
Bürger, einheitliche Anforderungen und einheitliche 
Rechtsfolgen herbeigeführt. Zugleich wird damit die 
Gesamtregelung wesentlich vereinfacht, überschau­
barer und allgemeinverständlicher.
Durch diese Regelung werden aber auch für die be­
triebliche zivilrechtliche Verantwortlichkeit für Scha­
denszufügung einheitliche Maßstäbe für die Verletzung 
vertraglicher und außervertraglicher Pflichten erreicht. 
Dies gilt auch für die in § 331 geregelte Verantwortlich­
keit des Betriebes für Mitarbeiter, die der auf dem 
sozialistischen Arbeitsrecht begründeten Rechtspraxis 
entspricht. Soweit der Mitarbeiter jedoch außerhalb 
der ihm aus dem Arbeits-, LPG- oder sonstigen ge­
nossenschaftsrechtlichen Verhältnis obliegenden Auf­
gaben Dritten rechtswidrig Schaden zufügt, ist er un­
mittelbar verantwortlich.
Da der Betrieb gemäß § 331 für rechtswidrige Schädi­
gungen Dritter durch seine in Erfüllung ihrer Arbeits­
aufgaben handelnden Mitarbeiter ohne Entlastungs­
möglichkeit einzustehen hat, ist eine Entlastung nach 
§ 334 nur möglich, wenn weder die Leitung noch ein 
Mitarbeiter den Schaden verursacht haben. Dies ist 
die Konsequenz des notwendigen Einstehenmüs- 
sens des Betriebes für die nur von ihm beherrschbaren 
betrieblichen Prozesse.

Schaden und Ersatzleistung
Der Begriff des Schadens sowie Umfang und Art und 
Weise der Ersatzleistung werden für außervertragliche 
und vertragliche Verantwortlichkeit ebenfalls einheit­
lich geregelt (§§ 336 ff. in Verbindung mit § 93).
Es gilt der auch anderen sozialistischen Zivilrechten 
eigene Grundsatz, daß prinzipiell nur materielle Nach­
teile in Geld ausgeglichen werden. Darüber hinaus 
steht einem an seiner Gesundheit Geschädigten, der 
nur beschränkt am gesellschaftlichen Leben teilnehmen 
kann oder erheblich oder auf längere Zeit in seinem 
Wohlbefinden beeinträchtigt ist, ein „angemessener 
Ausgleich“ zu (§ 338 Abs. 3). Damit soll nicht ein im­
materieller Schaden durch Geld aufgewogen, sondern 
der Geschädigte in die Lage versetzt werden, sich mit 
Hilfe zusätzlicher Mittel nach seinen Bedürfnissen und 
seiner Wahl einen adäquaten Ausgleich an Lebensinhalt 
zu schaffen, ohne die damit verbundenen Ausgaben — 
anders als beim Schaden nach § 336 und den damit um­
faßten „erhöhten Aufwendungen“ (§ 338 Abs. 1 und 2) — 
näher begründen und belegen zu müssen.
Entsprechend den praktischen Erfordernissen ist Scha­
denersatz grundsätzlich in Geld zu leisten. Eine Wieder­
herstellung des ursprünglichen Zustands bedarf der 
Vereinbarung (§ 337 Abs. 2).

Erweiterte Verantwortlichkeit
Die §§ 343 bis 347 fassen die zivilrechtlichen Anspruchs­
grundlagen zusammen; die Regelung detaillierter, ins­
besondere sicherheitstechnischer Anforderungen bleibt 
anderen Gesetzgebungsakten Vorbehalten. Soweit in 
weitergeltenden oder neu zu erlassenden speziellen 
Rechtsvorschriften abweichende oder speziellere Ver­
antwortlichkeitsregelungen enthalten sind (z. B. §§ 18 
bis 25 des Berggesetzes der DDR vom 12. Mai 1969 
[GBl. I S. 29], § 9 des Atomenergiegesetzes vom
28. März 1962 [GBl. I S. 47] i. d. F. des Änderungsgeset­

zes vom 23. Januar 1964 [GBl. I S. 1] und den dazu er­
gangenen Bestimmungen), gehen diese vor.
Die Regelung der §§ 343 bis 347 ist inhaltlich und syste­
matisch der Normierung der allgemeinen Verhaltens­
pflichten (§§ 323 bis 325) untersteht, so daß sich eine 
Wiederholung der Verhaltenspflichten der für Gefah­
renquellen Verantwortlichen erübrigt. Die Verantwort­
lichkeitsregelung dieses Abschnitts unterscheidet sich 
insofern von der des § 330, als es für die Begründung 
der Schadenersatzpflicht unerheblich bleibt, ob über­
haupt eine Pflichtverletzung, ein rechtswidriges Verhal­
ten des Verantwortlichen oder seiner Mitarbeiter für 
den Schaden ursächlich war, obwohl auch in diesen 
Fällen — wie die Praxis bestätigt — in der Regel 
Pflichtverletzungen zugrunde liegen./16/ Sie ordnet dem 
Verantwortlichen eine Ausgleichspflicht solcher Schä­
den zu, die sich aus der von ihm zu beherrschenden 
Gefahrenquelle ergeben. Die Auferlegung dieser Er­
satzpflicht soll zugleich zu erhöhtem Verantwortungs­
bewußtsein, zu erhöhter technischer Vorsorge und Pla­
nung der Schadensabwehr, zur Planung und zum Ein­
satz der für erhöhte Sicherheit erforderlichen Kosten 
sowie zur Sorge um ausreichenden Versicherungs- 
schutz/17/ veranlassen. Die Regelung dient damit vor 
allem dem Schutz der Bürger vor Gefahren, auf deren 
Abwehr sie keinen Einfluß haben.
§ 344 stellt einen einheitlichen Grundsatz für die Ver­
antwortlichkeit von Betrieben auf, deren Tätigkeit eine 
erhöhte Gefährdung anderer mit sich bringt. Eine Ent­
lastung nach § 334 ist für Schäden aus dieser Gefähr­
dung ausgeschlossen (§ 343 Abs. 1). Die gleiche erwei­
terte Verantwortlichkeit wird durch § 344 Abs. 1 Satz 2 
bei gefährdenden Anlagen, Sachen und Stoffen begrün­
det; sie gilt zwar regelmäßig ebenfalls für Betriebe, 
kann aber auch Bürger betreffen.
Die folgenden Vorschriften (§§ 345 bis 347) legen die 
Verantwortlichkeit für besondere Gefahren generell Be­
trieben und Bürgern auf. Die einheitliche und über­
sichtliche Neuregelung der Haftung der Verkehrs­
betriebe und Fahrzeughalter (§ 345) erweitert die Rechte 
Geschädigter, insbesondere entfallen Begrenzungen der 
Höchstsumme für Ersatzleistungen. Damit können die 
schwer überschaubaren bisherigen gesetzlichen Vor­
schriften (z. B. das Reichshaftpflichtgesetz vom 7. Juni 
1871 [RGBl. S. 207] und das Gesetz über den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 [RGBl. S. 437]) 
aufgehoben werden.
Bei der Verantwortlichkeitsregelung der Tierhalter 
(§ 346 Abs. 1)/18/ fällt die geltende Unterscheidung zwi­
schen Gebrauchs- und Luxustieren fort. Damit wird 
ein Landwirtschaftsbetrieb nunmehr auch für — durch­
weg versicherbare — Schäden einzustehen haben, die 
durch den Ausbruch von Tieren über Weidezäune ent­
stehen; die Versicherung kann nicht unter Hinweis auf 
mangelndes Verschulden des Tierhalters derartige An­
sprüche abwehren.
Den Ersatz von Wildschäden regelt § 346 Abs. 2. Er soll

/16/ Hier ist die Beweislast anders. Dieser Unterschied ist 
jedoch praktisch zumeist wenig bedeutsam, da auch bei son­
stigen Schäden, die aus der Tätigkeit eines Betriebes erwach­
sen, die äußeren Umstände regelmäßig zunächst für eine rechts­
widrige Verursachung durch diesen Betrieb sprechen und dem 
Geschädigten eine Substantiierung der Schadensursachen in 
dem von ihm nicht überschaubaren innerbetrieblichen Repro­
duktionsprozeß meist nicht möglich ist.
/17/ Keinesfalls darf aber der Versicherungsschutz Verantwor­
tungsbewußtsein und Vorsorge beeinträchtigen. Die Vorsorge 
ist vor allem erforderlich, um Gefahren für Leben und Ge­
sundheit systematisch zu vermindern und Schädigungen der 
Gesellschaft und des einzelnen vorzubeugen, während der Ver­
sicherungsschutz praktisch werden soll, wo alle Vorsorge ver­
sagt hat. Dadurch wird letztlich der Schaden auf die Versiche­
rung als gesellschaftlichen Fonds verlagert.
/18/ Die Bezeichnung „Tierhalter“ in der Überschrift des § 346 
paßt nur für Abs. 1 und sollte daher durch „Verantwortlichkeit 
für Tiere“ ersetzt werden.
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